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24.438 n  Pa. Iv. Rutz Gregor. Vorläufige Aufnahme als Ersatzmassnahme für eine 

nicht durchführbare Aus- oder Wegweisung. Genaue Definition der 
Unzumutbarkeit 

 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Regierungsmitglieder 

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrates (SPK-N) hat am 26. Februar 2026 
ihr Sekretariat beauftragt, bei den Kantonen, den politischen Parteien, den gesamt-
schweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, Städte und Berggebiete, den 
Dachverbänden der Wirtschaft sowie bei weiteren interessierten Kreisen ein 
Vernehmlassungsverfahren zum beiliegenden Vorentwurf durchzuführen. 

 

Die Frist für die Vernehmlassung endet am 12. Juni 2026. 

 

Die SPK-N schlägt vor, das Bundesgesetzes über die Ausländerinnen und Ausländer 
und über die Integration (AIG) so anzupassen, dass die Gründe für die Unzumutbarkeit 
einer Wegweisung im Gesetz abschliessend aufgeführt werden. Dadurch soll Klarheit 
geschaffen werden, in welchen konkreten Fällen eine vorläufige Aufnahme angeordnet 
wird. 

 

In der Beilage erhalten Sie den Vorentwurf mit einem erläuternden Bericht. Die 
Vernehmlassungsunterlagen können Sie auch über die folgende Internetseite beziehen:  

 Laufende Vernehmlassungen | Fedlex 

 

  

  

    

An die Kantonsregierungen 

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
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Die Parlamentsdienste werden bei der Durchführung der Vernehmlassung vom 
Staatssekretariat für Migration (SEM) unterstützt. Wir sind bestrebt, die Dokumente im 
Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes (BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu 
publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellungnahmen elektronisch (bitte nebst 
einer PDF-Version auch eine Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende 
E-Mail-Adresse zu senden: 

 

vernehmlassungSBRE@sem.admin.ch 

Für Rückfragen und allfällige Informationen stehen Ihnen seitens des Staats-
sekretariates für Migration Frau Jasmin Schnydrig (Tel. 058 465 39 91) sowie seitens 
des Sekretariates der Staatspolitischen Kommissionen Frau Anne Benoit (Tel. 058 322 
97 76) gerne zur Verfügung. 

 

Für Ihre Stellungnahmen danken wir Ihnen im Voraus bestens. 

 
 
Freundliche Grüsse 
 

 
 
Nina Schläfli 
Kommissionspräsidentin 
 
 

Beilagen: 

- Vernehmlassungsentwurf und erläuternder Bericht (d, f, i) 

- Liste der Vernehmlassungsadressaten (d, f, i) 

- Synoptische Darstellung (d, f, i) 
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